Q Zentrum Bayern Familie und Soziales
ZBFS Bayerisches Landesjugendamt

Rechtsgrundlagen fur die Mitglieder
des Landesjugendhilfeausschusses

Foto: Gerd Altmann/Pixabay.com







Vorwort

Vorwort
Liebe Mitglieder des ,neuen” Landesjugendhilfeausschusses,

am 1. Januar 2023 trat der Bayerische Landesjugendhilfeausschuss in seine nunmehr
zehnte Amtsperiode ein. Damit kann die bewahrte Tradition der Aufgabenwahrnehmung
des offentlichen Jugendhilfetragers auf Landesebene durch ein zweigliedriges Landesju-
gendamt auch in den nachsten sechs Jahren erfolgreich fortgesetzt werden.

Als gelebter Ausdruck der gemeinsamen gesamtgesellschaftlichen Verantwortung fur
ein gutes und gesundes Aufwachsen von Kindern und Jugendlichen bilden den Landes-
jugendhilfeausschuss die in Bayern wirkenden anerkannten Trager der freien Jugendhil-
fe, die kommunalen Spitzenverbande, weitere, in der Jugendhilfe erfahrene Frauen und
Manner sowie beratend die Schul- und Justizbehdrden, die Regionaldirektion Bayern der
Bundesagentur fur Arbeit, die Leitung der Verwaltung des Landesjugendamts, eine Ver-
treterin bzw. ein Vertreter flr die Gleichstellung von Frauen und Méannern, der Prasident
bzw. die Prasidentin des Bayerischen Jugendrings und Vertreterinnen bzw. Vertreter der
Katholischen und Evangelischen Kirche sowie der Israelitischen Kultusgemeinden.

Mit Anderung der gesetzlichen Grundlage im AGSG gehéren erstmals ein vom Landesbe-
hindertenrat und ein vom Landesheimrat benanntes Mitglied zum Bayerischen Landesju-
gendhilfeausschuss. Inklusion und Partizipation gehoren zu den grof3en Herausforderun-
gen aktueller und kunftiger Vorhaben in der Kinder- und Jugendhilfe. Mit der Benennung
der beiden neuen Mitglieder und seiner Stellvertretungen tragt der Gesetzgeber den An-
liegen und Interessen von Kindern und Jugendlichen mit und ohne Behinderung verstarkt
Rechnung. Wir begrtif3en diese Bereicherung sehr.

Als Leiter der Verwaltung des ZBFS — Bayerisches Landesjugendamt freue ich mich
gemeinsam mit meinen Kolleginnen und Kollegen auf die intensive fachliche und fach-
politische Zusammenarbeit mit dem Landesjugendhilfeausschuss und auf lebhafte und
engagierte Diskussionen mit Ihnen als Vertreterinnen und Vertretern der fur die Arbeit
mit Kindern, Jugendlichen und deren Familien wie fur die Gestaltung flr sie forderlicher
Lebensbedingungen berufenen &ffentlichen wie freien Institutionen, Verbande und Verel-
nigungen.

Zum Einstieg in die neue Amtsperiode haben wir flr Sie eine Auswahl der einschlagigen
Rechtsgrundlagen fir die Arbeit des Bayerischen Landesjugendhilfeausschusses sowie

eine Ubersicht tiber die Behérdenzustandigkeit in der Kinder- und Jugendhilfe in Bayern

zusammengestellt. FUr Ihr Engagement im ,neuen” Landesjugendhilfeausschuss win-

sche ich lhnen viel Erfolg, Freude und Inspiration!

.
Hans Reinfelder
Leiter der Verwaltung des ZBFS-BLJA
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Rechtsgrundlagen

Sozialgesetzbuch Achtes Buch
Kinder- und Jugendhilfe

Auszug Flinftes Kapitel, Erster Abschnitt (8 69 — 72a);
Siebtes Kapitel (8 85)

8 69 Trager der offentlichen Jugendhilfe, Jugendamter, Landesjugendamter

(1) Die Trager der 6ffentlichen Jugendhilfe werden durch Landesrecht bestimmt.
(2) (weggefallen)

(3) Fur die Wahrnehmung der Aufgaben nach diesem Buch errichtet jeder ortliche Trager
ein Jugendamt, jeder Uberortliche Trager ein Landesjugendamt.

(4) Mehrere ortliche Trager und mehrere Uberortliche Trager kénnen, auch wenn sie
verschiedenen Landern angehoren, zur Durchfuhrung einzelner Aufgaben gemeinsame
Einrichtungen und Dienste errichten.

8 70 Organisation des Jugendamts und des Landesjugendamts

(1) Die Aufgaben des Jugendamts werden durch den Jugendhilfeausschuss und durch die
Verwaltung des Jugendamts wahrgenommen.

(2) Die Geschafte der laufenden Verwaltung im Bereich der 6ffentlichen Jugendhilfe
werden vom Leiter der Verwaltung der Gebietskorperschaft oder in seinem Auftrag vom
Leiter der Verwaltung des Jugendamts im Rahmen der Satzung und der Beschllsse der
Vertretungskorperschaft und des Jugendhilfeausschusses gefuhrt.

(3) Die Aufgaben des Landesjugendamts werden durch den Landesjugendhilfeausschuss
und durch die Verwaltung des Landesjugendamts im Rahmen der Satzung und der dem
Landesjugendamt zur Verfligung gestellten Mittel wahrgenommen. Die Geschafte der
laufenden Verwaltung werden von dem Leiter der Verwaltung des Landesjugendamts im
Rahmen der Satzung und der Beschllsse des Landesjugendhilfeausschusses geflhrt.

8 71 Jugendhilfeausschuss, Landesjugendhilfeausschuss

(1) Dem Jugendhilfeausschuss gehoren als stimmberechtigte Mitglieder an

1. mit drei Finfteln des Anteils der Stimmen Mitglieder der Vertretungskdrperschaft
des Tragers der 6ffentlichen Jugendhilfe oder von ihr gewahlte Frauen und Man-
ner, die in der Jugendhilfe erfahren sind,

2. mit zwei Funfteln des Anteils der Stimmen Frauen und Manner, die auf Vorschlag
der im Bereich des 6ffentlichen Tragers wirkenden und anerkannten Trager der
freien Jugendhilfe von der Vertretungskorperschaft gewahlt werden; Vorschlage
der Jugendverbande und der Wohlfahrtsverbande sind angemessen zu bericksich-
tigen.
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(2) Dem Jugendhilfeausschuss sollen als beratende Mitglieder selbstorganisierte Zusam-
menschlisse nach § 4a angehoren.

(3) Der Jugendhilfeausschuss befasst sich mit allen Angelegenheiten der Jugendhilfe,
insbesondere mit

1. der Erérterung aktueller Problemlagen junger Menschen und ihrer Familien sowie
mit Anregungen und Vorschlagen fur die Weiterentwicklung der Jugendhilfe,

2. der Jugendhilfeplanung und

3. der Forderung der freien Jugendhilfe.

(4) Er hat Beschlussrecht in Angelegenheiten der Jugendhilfe im Rahmen der von der
Vertretungskorperschaft bereitgestellten Mittel, der von ihr erlassenen Satzung und der
von ihr gefassten Beschlisse. Er soll vor jeder Beschlussfassung der Vertretungskor-
perschaft in Fragen der Jugendhilfe und vor der Berufung eines Leiters des Jugendamts
gehort werden und hat das Recht, an die Vertretungskorperschaft Antrage zu stellen. Er
tritt nach Bedarf zusammen und ist auf Antrag von mindestens einem Flnftel der Stimm-
berechtigten einzuberufen. Seine Sitzungen sind 6ffentlich, soweit nicht das \Wohl der
Allgemeinheit, berechtigte Interessen einzelner Personen oder schutzbedUrftiger Gruppen
entgegenstehen.

(5) Dem Landesjugendhilfeausschuss gehoren mit zwei Flnfteln des Anteils der Stimmen
Frauen und Manner an, die auf Vorschlag der im Bereich des Landesjugendamts wirken-
den und anerkannten Trager der freien Jugendhilfe von der obersten Landesjugendbehor-
de zu berufen sind. Die Ubrigen Mitglieder werden durch Landesrecht bestimmt. Absatz 3
gilt entsprechend.

(6) Das Nahere regelt das Landesrecht. Es regelt die Zugehorigkeit weiterer beratender
Mitglieder zum Jugendhilfeausschuss. Es kann bestimmen, dass der Leiter der Verwal-
tung der Gebietskdrperschaft oder der Leiter der Verwaltung des Jugendamts nach Ab-
satz 1 Nummer 1 stimmberechtigt ist.

§ 72 Mitarbeiter, Fortbildung

(1) Die Trager der 6ffentlichen Jugendhilfe sollen bei den Jugendamtern und Landesju-
gendamtern hauptberuflich nur Personen beschaftigen, die sich fur die jeweilige Aufga-
be nach ihrer Persdnlichkeit eignen und eine dieser Aufgabe entsprechende Ausbildung
erhalten haben (Fachkrafte) oder auf Grund besonderer Erfahrungen in der sozialen Arbeit
in der Lage sind, die Aufgabe zu erflllen. Soweit die jeweilige Aufgabe dies erfordert, sind
mit ihrer Wahrnehmung nur Fachkrafte oder Fachkrafte mit entsprechender Zusatzaus-
bildung zu betrauen. Fachkrafte verschiedener Fachrichtungen sollen zusammenwirken,
soweit die jeweilige Aufgabe dies erfordert.

(2) Leitende Funktionen des Jugendamts oder des Landesjugendamts sollen in der Regel
nur Fachkraften tbertragen werden.

(3) Die Trager der 6ffentlichen Jugendhilfe haben Fortbildung und Praxisberatung der Mit-
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arbeiter des Jugendamts und des Landesjugendamts sicherzustellen.
8 72aTatigkeitsausschluss einschlagig vorbestrafter Personen

(1) Die Trager der offentlichen Jugendhilfe durfen fur die Wahrnehmung der Aufgaben in
der Kinder- und Jugendhilfe keine Person beschaftigen oder vermitteln, die rechtskraftig
wegen einer Straftat nach den 88 171, 174 bis 174c, 176 bis 180a, 181a, 182 bis 184g,
184i, 184j, 184k, 184l, 201a Absatz 3, den §§ 225, 232 bis 233a, 234, 235 oder 236 des
Strafgesetzbuchs verurteilt worden ist. Zu diesem Zweck sollen sie sich bei der Einstel-
lung oder Vermittlung und in regelmafiigen Abstanden von den betroffenen Personen ein
Flhrungszeugnis nach § 30 Absatz 5 und & 30a Absatz 1 des Bundeszentralregistergeset-
zes vorlegen lassen.

(2) Die Trager der offentlichen Jugendhilfe sollen durch Vereinbarungen mit den Tragern
der freien Jugendhilfe sowie mit Vereinen im Sinne des § 54 sicherstellen, dass diese kei-
ne Person, die wegen einer Straftat nach Absatz 1 Satz 1 rechtskraftig verurteilt worden
ist, hauptamtlich beschaftigen.

(3) Die Trager der 6ffentlichen Jugendhilfe sollen sicherstellen, dass unter ihrer Verant-
wortung keine neben- oder ehrenamtlich tatige Person, die wegen einer Straftat nach Ab-
satz 1 Satz 1 rechtskraftig verurteilt worden ist, in Wahrnehmung von Aufgaben der Kin-
der- und Jugendhilfe Kinder oder Jugendliche beaufsichtigt, betreut, erzieht oder ausbildet
oder einen vergleichbaren Kontakt hat. Hierzu sollen die Trager der 6ffentlichen Jugendhil-
fe Uber die Tatigkeiten entscheiden, die von den in Satz 1 genannten Personen auf Grund
von Art, Intensitat und Dauer des Kontakts dieser Personen mit Kindern und Jugendlichen
nur nach Einsichtnahme in das Fihrungszeugnis nach Absatz 1 Satz 2 wahrgenommen
werden durfen.

(4) Die Trager der offentlichen Jugendhilfe sollen durch Vereinbarungen mit den Tragern
der freien Jugendhilfe sowie mit Vereinen im Sinne des 8§ 54 sicherstellen, dass unter de-
ren Verantwortung keine neben- oder ehrenamtlich tatige Person, die wegen einer Straftat
nach Absatz 1 Satz 1 rechtskraftig verurteilt worden ist, in Wahrnehmung von Aufgaben
der Kinder- und Jugendhilfe Kinder oder Jugendliche beaufsichtigt, betreut, erzieht oder
ausbildet oder einen vergleichbaren Kontakt hat. Hierzu sollen die Trager der 6ffentlichen
Jugendhilfe mit den Tragern der freien Jugendhilfe Vereinbarungen Uber die Tatigkeiten
schlieRen, die von den in Satz 1 genannten Personen auf Grund von Art, Intensitat und
Dauer des Kontakts dieser Personen mit Kindern und Jugendlichen nur nach Einsichtnah-
me in das FUhrungszeugnis nach Absatz 1 Satz 2 wahrgenommen werden durfen.

(5) Die Trager der 6ffentlichen und freien Jugendhilfe dirfen von den nach den Absatzen 3
und 4 eingesehenen Daten nur folgende Daten erheben und speichern:

1. den Umstand der Einsichtnahme,
2. das Datum des Flhrungszeugnisses und

3. die Information, ob die das Fihrungszeugnis betreffende Person wegen einer der
folgenden Straftaten rechtskraftig verurteilt worden ist:

a) wegen einer in Absatz 1 Satz 1 genannten Straftat oder
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b) wegen einer nicht in Absatz 1 Satz 1 genannten Straftat, die die Person als unge-
eignet im Umgang mit Kindern und Jugendlichen erscheinen lasst.

Die Trager der o6ffentlichen und freien Jugendhilfe dirfen die gespeicherten Daten nur
verarbeiten, soweit dies erforderlich ist, um die Eignung einer Person fur diejenige Tatigkeit,
die Anlass zu der Einsichtnahme in das Fihrungszeugnis gewesen ist, zu prifen. Die Daten
sind vor dem Zugriff Unbefugter zu schitzen. Sie sind unverziglich zu I6schen, wenn die
Person eine Tatigkeit nach Absatz 3 Satz 2 oder Absatz 4 Satz 2 nicht auslbt. Die Daten
sind spatestens sechs Monate nach der letztmaligen AusUbung einer solchen Tatigkeit zu
|6schen.

§ 85 Sachliche Zustandigkeit

(1) FUr die Gewahrung von Leistungen und die Erflllung anderer Aufgaben nach diesem
Buch ist der ortliche Trager sachlich zustandig, soweit nicht der tUberortliche Trager sachlich
zustandig ist.

(2) Der Uberortliche Trager ist sachlich zustandig fur

1. die Beratung der ortlichen Trager und die Entwicklung von Empfehlungen zur Erfll-
lung der Aufgaben nach diesem Buch,

2. die Forderung der Zusammenarbeit zwischen den ortlichen Tragern und den aner-
kannten Tragern der freien Jugendhilfe, insbesondere bei der Planung und Sicher-
stellung eines bedarfsgerechten Angebots an Hilfen zur Erziehung, Eingliederungs-
hilfen flr seelisch behinderte Kinder und Jugendliche und Hilfen fir junge Volljah-
rige,

3. die Anregung und Forderung von Einrichtungen, Diensten und Veranstaltungen
sowie deren Schaffung und Betrieb, soweit sie den ortlichen Bedarf Ubersteigen;
dazu gehoren insbesondere Einrichtungen, die eine Schul- oder Berufsausbildung
anbieten, sowie Jugendbildungsstatten,

4. die Planung, Anregung, Férderung und Durchfihrung von Modellvorhaben zur Wel-
terentwicklung der Jugendhilfe,

5. die Beratung der ortlichen Trager bei der Gewahrung von Hilfe nach den 8§ 32 bis
35a, insbesondere bei der Auswahl einer Einrichtung oder der Vermittlung einer
Pflegeperson in schwierigen Einzelfallen,

6. die Wahrnehmung der Aufgaben zum Schutz von Kindern und Jugendlichen in Ein-
richtungen (88 45 bis 48a),

7. die Beratung der Trager von Einrichtungen wahrend der Planung und Betriebsfiih-
rung,

8. die Fortbildung von Mitarbeitern in der Jugendhilfe,

9. die Gewahrung von Leistungen an Deutsche im Ausland (8 6 Absatz 3), soweit es
sich nicht um die Fortsetzung einer bereits im Inland gewahrten Leistung handelt,

10. die Anerkennung als Vormundschaftsverein (8 54).

(3) Fur den ortlichen Bereich konnen die Aufgaben nach Absatz 2 Nummer 3, 4, 7 und 8
auch vom ortlichen Trager wahrgenommen werden.
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(4) Unberthrt bleiben die am Tage des Inkrafttretens dieses Gesetzes geltenden landes-
rechtlichen Regelungen, die die in den 88 45 bis 48a bestimmten Aufgaben einschliellich
der damit verbundenen Aufgaben nach Absatz 2 Nummer 2 bis 5 und 7 mittleren Landes-
behorden oder, soweit sie sich auf Kindergarten und andere Tageseinrichtungen fur Kin-
der beziehen, unteren Landesbehorden zuweisen.

(5) Ist das Land Uberortlicher Trager, so konnen durch Landesrecht bis zum 30. Juni 1993
einzelne seiner Aufgaben auf andere Korperschaften des 6ffentlichen Rechts, die nicht
Trager der offentlichen Jugendhilfe sind, Ubertragen werden.

Gesetz zur Ausfiihrung der Sozialgesetze (AGSG)

Auszug Teil 7, Abschnitt 2, Unterabschnitt 2 (Art. 24 - 29)

Uberoértlicher Trager der 6ffentlichen Jugendhilfe, Zentrum Bayern Fami-
lie und Soziales, Landesjugendamt, Oberste Landesjugendbehorde

Art. 24 Uberortlicher Trager

(1) 'Uberértlicher Trager der Jugendhilfe im Sinn des § 69 Abs. 1 SGB VIII ist der Freistaat
Bayern. 2Die Aufgaben des Uberortlichen Tragers werden durch das Landesjugendamt
wahrgenommen, soweit dieses Gesetz nichts anderes bestimmt. *Abweichend von Satz 2
nehmen Kreisverwaltungsbehdrden fir den Bereich der Kindertageseinrichtungen im Sinn
des Bayerischen Kinderbildungs- und -betreuungsgesetzes die Aufgaben nach den 88 45
bis 48a SGB VIII wahr, im Fall der Tragerschaft der kreisfreien Gemeinden und der Land-
kreise die Regierungen.

(2) 'Der Uberdrtliche Trager ist auch zustandig fir die Forderung der Uberregionalen Tatig-
keiten der Jugendorganisationen der politischen Parteien auf dem Gebiet der Jugendar-
beit. 2In Abweichung von § 85 SGB VIl ist auch der Uberortliche Trager sachlich zustandig
far die Gewahrung von Leistungen nach 8 16 SGB VIII, soweit ein landesweites Angebot
in Form von Elternbriefen Uber das Internet zur Verfligung gestellt wird. *Die sachliche
Zustandigkeit der ortlichen Trager bleibt unberthrt.

Art. 25 Zentrum Bayern Familie und Soziales

Das Zentrum Bayern Familie und Soziales ist als eine dem Staatsministerium unmittelbar
nachgeordnete zentrale Landesbehdrde errichtet. 2Es sind Regionalstellen eingerichtet.

Art. 26 Landesjugendamt
(1) Das Landesjugendamt ist beim Zentrum Bayern Familie und Soziales eingerichtet.

(2) "Werfassung und Verfahren des Landesjugendamts sind, soweit sie nicht im Achten
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Buch Sozialgesetzbuch oder in diesem Teil geregelt sind, durch Rechtsverordnung der
Staatsregierung zu bestimmen. 2 Der Landesjugendhilfeausschuss und der Leiter oder die
Leiterin der Verwaltung des Landesjugendamts sind vorher zu horen. Die Rechtsverord-
nung soll insbesondere Regelungen enthalten Uber

1. die Wahrnehmung der Aufgaben im Verhaltnis zwischen Landesjugendhilfeaus-
schuss und Verwaltung des Landesjugendamts,

2. die Wahl des oder der Vorsitzenden des Landesjugendhilfeausschusses sowie
eines bzw. einer oder mehrerer Stellvertreter bzw. Stellvertreterinnen,

3. die Beschlussfahigkeit des Landesjugendhilfeausschusses,
4. den Erlass einer Geschaftsordnung des Landesjugendhilfeausschusses,

5. die Bildung von Unterausschussen des Landesjugendhilfeausschusses und die
Zugehorigkeit von Personen, die nicht dem Landesjugendhilfeausschuss angeho-
ren, zu diesen Ausschussen,

6. die Offentlichkeit von Sitzungen des Landesjugendhilfeausschusses,

7. die Aufwandsentschadigung fir Mitglieder des Landesjugendhilfeausschusses und
seiner Arbeitsausschusse.

Art. 27 Mitglieder des Landesjugendhilfeausschusses

(1) Dem Landesjugendhilfeausschuss gehdren als stimmberechtigte Mitglieder an

1. zehn Mitglieder, die von den in Bayern wirkenden und anerkannten Tragern der
freien Jugendhilfe vorgeschlagen und vom Staatsministerium berufen werden; da-
bei sollen die Trager entsprechend dem Umfang und der Bedeutung ihres Wirkens
far die Jugendhilfe in Bayern berlcksichtigt werden,

2. zehn Mitglieder, von denen vier auf Vorschlag des Bayerischen Landkreistags, drei
auf Vorschlag des Bayerischen Stadtetags, zwei auf Vorschlag des Verbands der
Bayerischen Bezirke und eines auf Vorschlag des Bayerischen Gemeindetags vom
Staatsministerium berufen werden; unter ihnen mussen drei Mitarbeiter oder Mit-
arbeiterinnen von Jugendamtern sein,

3. funf sonst in der Jugendhilfe tatige oder erfahrene Frauen und Manner, die vom
Staatsministerium berufen werden.

(2) 'Dem Landesjugendhilfeausschuss gehoren als beratende Mitglieder an

1. ein vom Staatsministerium fir Unterricht und Kultus benanntes Mitglied aus dem
Bereich der Schulbehorden,

2. ein vom Staatsministerium der Justiz benanntes Mitglied aus dem Bereich der
Justizbehorden,

3. ein von den Landesarbeitsagenturen Nord- und Stddbayern einvernehmlich benann
ter Bediensteter oder eine einvernehmlich benannte Bedienstete einer Landesar-
beitsagentur,

4. der Leiter oder die Leiterin der Verwaltung des Landesjugendamts,
5. ein von der Leitstelle flr die Gleichstellung von Frauen und Mannern im Staatsmi-

10
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nisterium benanntes Mitglied,

6. der Prasident oder die Prasidentin des Bayerischen Jugendrings, sofern er oder sie
dem Landesjugendhilfeausschuss nicht bereits als stimmberechtigtes Mitglied
angehort,

7. Je ein Mitglied aus dem Bereich der Katholischen und Evangelischen Kirche und der
Israelitischen Kultusgemeinden, das von der zustandigen Stelle der jeweiligen Kir-
che bzw. dem Landesverband der Israelitischen Kultusgemeinden benannt wird,

8. ein vom Landesbehindertenrat benanntes Mitglied,
9. ein vom Landesheimrat benanntes Mitglied.

2Leiter oder Leiterin der Verwaltung des Landesjugendamts ist der Leiter oder die Leiterin
der Organisationseinheit ,,Landesjugendamt” im Zentrum Bayern Familie und Soziales.

(3) Die stimmberechtigten Mitglieder des Landesjugendhilfeausschusses missen nach
dem Landeswahlgesetz wahlbar sein.

(4) 'Art. 18 Abs. 2 Satz 1 und Abs. 3 Satz 1, Art. 19 Abs. 4 und 5 sowie Art. 20 gelten ent-
sprechend. ? Bei der Behandlung von Fragen des Jugendschutzes, der Drogenbekdmpfung
und -pravention sowie der Kriminalpravention im Landesjugendhilfeausschuss ist eine
vom Staatsministerium des Innern, flr Sport und Integration bestimmte Person hinzuzu-
ziehen.

Art. 28 Amtsperiode des Landesjugendhilfeausschusses, Dauer der Mitgliedschaft

(1) 'Der Landesjugendhilfeausschuss wird alle sechs Jahre jeweils zum 1. Januar neu ge-
bildet. ? Gleichzeitig endet die Amtsperiode des friiheren Landesjugendhilfeausschusses.

(2) Die Mitgliedschaft im Landesjugendhilfeausschuss endet
1. mit der Neubildung eines Landesjugendhilfeausschusses,

2. wenn ein stimmberechtigtes Mitglied die Voraussetzungen der Wahlbarkeit nach
dem Landeswahlgesetz nicht mehr erflllt,

3. wenn das Amt endet, auf Grund dessen das Mitglied dem Landesjugendhilfeaus-
schuss angehdrt,

4. wenn das Mitglied von der Stelle, die es vorgeschlagen hat, abberufen wird oder

5. wenn das Mitglied aus wichtigem Grund seinen RUcktritt erklart; ob ein wichtiger
Grund vorliegt, entscheidet der Landesjugendhilfeausschuss.

(3) 'Scheidet ein Mitglied vor Ablauf der Amtsperiode aus, ist ein Ersatzmitglied zu beru-
fen. 2FUr das Verfahren gilt Art. 27 entsprechend.

Art. 29 Oberste Landesjugendbehorde

Oberste Landesjugendbehorde ist das Staatsministerium.

1
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Verordnung zur Ausfithrung der Sozialgesetze (AVSG)

Auszug Teil 6, Abschnitt 1 (8 22 - 31), Abschnitt 2 (§ 32)

Abschnitt 1 Bayerisches Landesjugendamt
§ 22 Bezeichnung

Das Zentrum Bayern Familie und Soziales fuhrt neben der Behdrdenbezeichnung, soweit
es Aufgaben der 6ffentlichen Kinder- und Jugendhilfe wahrnimmt, die Bezeichnung ,, Bay-
erisches Landesjugendamt”.

8§ 23 Wahrnehmung der Aufgaben

(1) Die Aufgaben des Landesjugendamts werden durch den Landesjugendhilfeausschuss
und durch die Verwaltung des Landesjugendamts nach Maldgabe des Achten Buches So-
zialgesetzbuch (SGB VIII) und des Gesetzes zur Ausfihrung der Sozialgesetze im Rahmen
dieser Verordnung und der dem Landesjugendamt zur Verfligung gestellten Mittel wahr-
genommen.

(2) Der Landesjugendhilfeausschuss befasst sich mit allen Angelegenheiten der Kinder-
und Jugendhilfe, soweit sie von Uberdrtlicher Bedeutung sind und nicht zu den laufenden
Geschaften gehdren.

(3) 'Der Leiter oder die Leiterin der Verwaltung des Landesjugendamts (8 29) flihrt die
Geschafte der laufenden Verwaltung. 2 Er oder sie berichtet dem Landesjugendhilfeaus-
schuss Uber wichtige Angelegenheiten und flihrt seine Beschllsse aus. *Halt er oder sie
einen Beschluss flr rechtswidrig oder fir nicht vollziehbar, so hat er oder sie das Staats-
ministerium flr Familie, Arbeit und Soziales unverzUglich zu unterrichten und eine Wei-
sung Uber das weitere Vorgehen einzuholen.

8 24 Vorsitz des Landesjugendhilfeausschusses

(1) Der Landesjugendhilfeausschuss wahlt aus seinen stimmberechtigten Mitgliedern ein
vorsitzendes Mitglied und bis zu drei stellvertretende vorsitzende Mitglieder.

(2) 'Das vorsitzende Mitglied beruft den Landesjugendhilfeausschuss ein und leitet seine
Sitzungen. 2Es legt die Tagesordnung der Sitzungen des Landesjugendhilfeausschusses
fest und bereitet die Beratungen mit Unterstltzung der stellvertretenden vorsitzenden
Mitglieder und der Verwaltung des Landesjugendamts vor. 3Es entscheidet dartber, wel-
che nicht dem Landesjugendhilfeausschuss angehdrenden Fachleute nach Art. 27 Abs. 4
in Verbindung mit Art. 19 Abs. 5 AGSG zu den einzelnen Sitzungen hinzugezogen werden
sollen.

(3) Ist das vorsitzende Mitglied verhindert, handeln die stellvertretenden vorsitzenden Mit-
glieder in der vom Ausschuss bestimmten Reihenfolge.
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§ 25 Sitzungen

(1) 'Der Landesjugendhilfeausschuss ist auf Antrag eines Fiinftels der stimmberechtigten
Mitglieder einzuberufen. 2 Der Antrag ist schriftlich unter Angabe von Griinden beim vorsit-
zenden Mitglied des Landesjugendhilfeausschusses oder bei der Verwaltung des Landes-
jugendamts einzureichen. ®Die Sitzung soll innerhalb von vier Wochen nach Eingang des
Antrags stattfinden. “Die Ladungsfrist betragt in diesem Fall zwei Wochen.

(2) 'Die Sitzungen sind &ffentlich, soweit nicht das Wohl der Allgemeinheit, berechtigte In-
teressen einzelner Personen oder schutzbedurftiger Gruppen entgegenstehen. Uber den
Ausschluss der Offentlichkeit wird in nichtoffentlicher Sitzung beraten und entschieden.

(3) 'Uber jede Sitzung ist durch die Verwaltung des Landesjugendamts eine Niederschrift
zu fertigen. ?Nahere Regelungen, insbesondere zu Form und Frist der Einladungen, trifft
die Geschaftsordnung des Landesjugendhilfeausschusses.

8 26 Beschlussfahigkeit, Beschlussfassung, Wahlen

(1) Der Landesjugendhilfeausschuss ist beschlussfahig, wenn seine Mitglieder ordnungs-
gemal’ geladen sind und die Mehrheit der stimmberechtigten Mitglieder anwesend ist.

(2) 'Der Landesjugendhilfeausschuss beschliel3t grundsatzlich in Sitzungen. ?In Sitzun-
gen werden seine Beschllsse in offener Abstimmung mit der Mehrheit der anwesenden
stimmberechtigten Mitglieder gefasst. *Bei Stimmengleichheit ist ein Antrag abgelehnt.

(3) '"Wahlen werden in geheimer Abstimmung vorgenommen. 2Gewahlt ist, wer mehr als
die Halfte der abgegebenen giltigen Stimmen erhalt. *Leere Stimmzettel sind ungltig.
“Wird die Mehrheit im ersten Wahlgang nicht erreicht, findet zwischen den zwei Personen
mit den beiden hochsten Stimmenzahlen eine Stichwahl statt. °Bei Stimmengleichheit in
der Stichwahl entscheidet das Los.

8§ 27 Unterausschiisse

(1) 'Der Landesjugendhilfeausschuss kann zur Vorbereitung seiner Beschlisse Unteraus-
schisse einrichten. ?Die Arbeitsauftrage legt der Landesjugendhilfeausschuss fest. *Bei
der Einrichtung der Unterausschisse und der Festlegung ihrer Arbeitsauftrage soll auf die
Aufgabengliederung der Verwaltung des Landesjugendamts Ricksicht genommen wer-
den.

(2) 'Die Zusammensetzung der Unterausschisse und die Anzahl der ihnen angehdrenden
Personen legt der Landesjugendhilfeausschuss nach Maldgabe der verfligbaren Haus-
haltsmittel durch Beschluss fest. 2Er kann in Unterausschlsse auch Personen berufen, die
nicht Mitglieder des Landesjugendhilfeausschusses sind; dies gilt auch fur Personen, die
nicht die deutsche Staatsangehdrigkeit besitzen. Zwei Drittel der Mitglieder eines Unter-
ausschusses mussen dem Landesjugendhilfeausschuss als stimmberechtigte Mitglieder
angehoren.

(3) "Uber den Vorsitz eines Unterausschusses entscheidet der Landesjugendhilfeaus-
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schuss. 2Der Vorsitz soll einem stimmberechtigten Mitglied oder einem stimmberechtig-
ten stellvertretenden Mitglied Ubertragen werden.

(4) 'Die Unterausschulsse sind vorberatend tatig. ?lhre Sitzungen sind nicht 6ffentlich.
38 25 Abs. 3 gilt entsprechend.

(5) Naheres regelt die Geschaftsordnung des Landesjugendhilfeausschusses.
§ 28 Reisekostenverglitung

'Die Mitglieder des Landesjugendhilfeausschusses und der Unterausschisse erhalten
eine Reisekostenvergitung nach den flir Beamte und Beamtinnen des Staates gelten-
den Vorschriften. 2Fur Mitglieder, die nicht Beamte oder Beamtinnen des Staates sind,
bemisst sich die Fahrtkostenerstattung nach den fir Beamte und Beamtinnen der Besol-
dungsgruppe 15 der Bundesbesoldungsordnung A geltenden Bestimmungen.

8§ 29 Leiter oder Leiterin der Verwaltung

Vor der Bestellung der mit der Leitung betrauten Person (Leiter oder Leiterin der Verwal-
tung) wird der Landesjugendhilfeausschuss gehort.

8 30 Unaufschiebbare Geschafte

'Der Leiter oder die Leiterin der Verwaltung (8 29) kann unaufschiebbare Geschafte des
Landesjugendhilfeausschusses anstelle des vorsitzenden Mitglieds erledigen, wenn
dieses an der Wahrnehmung verhindert und eine zeitgerechte WWahrnehmung durch die
stellvertretenden vorsitzenden Mitglieder nicht moglich ist. 2Davon hat er das vorsitzende
Mitglied des Landesjugendhilfeausschusses unverziiglich zu unterrichten.

8 31 Geschaftsordnung

'Der Landesjugendhilfeausschuss gibt sich eine Geschaftsordnung. 2Er beschliel3t die
Geschaftsordnung nach Anhorung des Leiters oder der Leiterin der Verwaltung (8 29) und
der obersten Landesjugendbehdrden mit der Mehrheit von zwei Dritteln der stimmberech-
tigten Mitglieder.

Abschnitt 2 Ubertragung von Aufgaben des liberortlichen Tragers der
offentlichen Jugendhilfe

§ 32 Ubertragung von Aufgaben auf den Bayerischen Jugendring

(1) 'Die Aufgaben des Uberdrtlichen Tragers der offentlichen Jugendhilfe nach § 85 Abs. 2
SGB VIII werden, soweit sie die Jugendarbeit betreffen, auf den Bayerischen Jugendring
Ubertragen. 2Dies gilt insbesondere flr

1. die Beratung der Jugendamter und die Entwicklung von Empfehlungen zur Erfil-
lung der Aufgaben der Jugendarbeit,
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2. die Forderung der Zusammenarbeit zwischen den Jugendamtern und den aner-
kannten freien Tragern der Jugendarbeit,

3. die Anregung und Forderung von Einrichtungen, Diensten und Veranstaltungen der
Jugendarbeit, soweit sie den drtlichen Bedarf Ubersteigen,
ferner fur

4. die Planung, Anregung, Férderung und Durchfihrung von Modellvorhaben zur Wei-
terentwicklung der Jugendarbeit,

5. die Beratung der Trager von Einrichtungen der Jugendarbeit in Fragen der Planung
und Betriebsflhrung,

6. die Fortbildung von Mitarbeitern in der Jugendarbeit,

soweit die in Nrn. 4 bis 6 genannten Aufgaben flur den ortlichen Bereich nicht durch
die Jugendamter wahrgenommen werden konnen. 3Zur Jugendarbeit im Sinn die
ser Bestimmung gehdren auch die damit sachlich zusammenhangenden Aufgaben
der Jugendsozialarbeit und des erzieherischen Kinder- und Jugendschutzes.

(2) Unberlhrt bleiben die Zustandigkeit des Landesjugendhilfeausschusses zur Behand-
lung von Angelegenheiten der Jugendarbeit im Gesamtzusammenhang der Jugendhilfe
und der Jugendhilfeplanung nach 8 71 Abs. 4 Satz 3 in Verbindung mit Abs. 2 SGB VIII
sowie die Aufgaben der Obersten Landesjugendbehdrde nach § 82 Abs. 1 SGB VIII und
die Aufgaben der Bezirke nach Art. 31 AGSG.

15



Behordenzustandigkeit

Uberblick iiber Behérdenzustiandigkeiten in der

Bayerisches Staatsministerium fiir Familie, Arbeit und Soziales
Winzererstr. 9, 80797 Miinchen

Aufgaben
Oberste Landesjugendbehorde nach § 82 SGB VIl in Verbindung mit Art. 29 AGSG

| Aufsicht

!

Aufsicht

AN
N\

Zentrum Bayern Familie und Soziales
Bayerisches Landesjugendamt
Winzererstr. 9, 80797 Miinchen

Aufgaben
Uberbrtlicher Jugendhilfetrager nach §§ 69
Abs. 1und 3, 85 Abs. 2 SGB VIl in Verbin-
dung mit Art. 24 und 26 AGSG

Bayerischer Jugendring
Herzog-Heinrich-Str. 7, 87336 Miinchen

Aufgaben
Uberdrtlicher Jugendhilfetrager nach § 85
Abs. 5 SGB VIl in Verbindung mit Art. 32
Abs. 3, 4 AGSG sowie § 32 Abs. 1 AVSG

Organisationsform
Korperschaft des offentlichen Rechts mit der
Aufgabe des iiberdrtlichen Trégers fiir den
Bereich der Jugendarbeit betraut

Beratungs- und Fort- |
bildungsauftrag nach
§85Abs.2Nr.1,2,5 |
und 8 SGB VIII

Aufsicht |

16

Jugendamter (96 Jugendamtshezirke)

Aufgaben
Ortliche Trager nach §§ 69 Abs. 1 und 3, 85
Abs. 2 SGB VIl in Verbindung mit Art. 15 und
16 AGSG
§85 Abs. 4,2. Alt. SGB VIIl in Verbindung mit
Art. 45 Abs. 2 AGSG
Planungs- und Gesamtverantwortung nach
§79 SGB VIl in Verbindung mit Art. 30 Abs. 1
Satz2und 3 AGSG
Rechtsaufsicht nach
Art. 110 Gemeindeordnung

Kreis- und Stadtjugendringe

Aufgaben
Ortliche Tréger fiir den Bereich der Jugend-
arbeit, wenn die Aufgaben vom Jugendamt
delegiert wurden;
Die Gesamtverantwortung bleibt allerdings
nach 879 SGB VIl beim Jugendamt




Behordenzustandigkeit

Jugendhilfe in Bayern nach SGB VIl i.V. m. AGSG

Bayerisches Staatsministerium des Innern, fiir Sport und Integration
Odeonsplatz 3, 80539 Miinchen

Aufgaben
Obere Rechtsaufsichtbehdrde fiir die Landkreise und kreisfreien Stiadte und
damit fiir die Jugenddmter nach
1. Art. 96 Landkreisordnung
2. Art. 110 Gemeindeordnung (sog. Kommunalaufsicht)

~ Aufsicht
~N
~N
N
Regierungen Bezirke
(7 Regierungsbezirke) (7 Bezirke als kommunale
Gebietskdrperschaften)
Aufgaben
Uberdrtliche Trager nach § 85 Abs. 4 Aufgaben
SGB VIIl'in Verbindung mit Art. 45 AGSG Uberdrtliche Trager nach § 85 Abs. 4 SGB VIII

in Verbindung mit Art. 31 Abs. 1 AGSG

Kostenerstattungen nach §§ 89, 89a Abs. 2,
89b Abs. 2, 89c Abs. 3, 89d, 89e Abs. 2
SGB VIIlin Verbindung mit Art. 52 AGSG
sowie Kostenbeteiligung nach Art. 51 AGSG

Kreisangehorige Gemeinden

Aufgaben
Ortliche Trager fiir Jugendarbeit und Kinder-
tagesstétten im ortlichen Bezug im Rahmen
ihrer Leistungsfahigkeit nach § 79 Abs. 2
SGB VIIl'in Verbindung mit Art. 30 Abs. 1
Satz 1 AGSG Art. 3 Abs. 2 BayKiBiG
Art. 57 Abs. 1 Gemeindeordnung

17
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Geschaftsordnung fiir den Landesjugendhilfeausschuss
[Hinweis: aus letztem Hefi ciithommen]

Beschluss des Landesjugendhilfeausschusses vom 21. Juli 2005

Der Landesjugendhilfeausschuss gibt sich aufgrund Art. 13 Abs. 2 Nr. 4 des Bayerischen
Kinder- und Jugendhilfegesetzes vom 18.6.1993 (BayKJHG) und § 10 der Rechtsverord-
nung Uber das Bayerische Landesjugendamt vom 8.12.1998 (LJAV) folgende Geschafts-
ordnung:

8 1 Sitzungen

(1) Der Landesjugendhilfeausschuss tritt nach Bedarf zusammen, mindestens zweimal
jahrlich.

(2) Die Einberufung des Landesjugendhilfeausschusses auf Antrag eines Flnftels der
stimmberechtigten Mitglieder gemal? 8 4 Abs. 1 LJAV bleibt davon unberihrt.

8 2 Einladung zur Sitzung

(1) Das vorsitzende Mitglied ladt zu den Sitzungen des Landesjugendhilfeausschusses ein.
Die Ladungsfrist betragt zwei \Wochen.

(2) Einladung und Tagesordnung gehen auch an die stellvertretenden Mitglieder zur Kennt-
nisnahme.

(3) Mitglieder, die an der Sitzungsteilnahme verhindert sind, verstandigen unverzUglich
ihre Vertretung und die Verwaltung des Landesjugendamts.

(4) Die Medien sollen rechtszeitig Uber die Tagesordnung der 6ffentlichen Sitzungen infor-
miert werden.

§ 3Tagesordnung
(1) Das vorsitzende Mitglied legt im Einvernehmen mit der Leitung der Verwaltung des
Landesjugendamts die Tagesordnung der Sitzung fest und beschliel3t Gber die Einladung

von Gasten und Sachverstandigen.

(2) Die Vorbereitung der Beratungen erfolgt durch das vorsitzende Mitglied in Zusammen-
arbeit mit der Verwaltung des Landesjugendamts.

8 4 Sitzungsverlauf
(1) Das vorsitzende Mitglied leitet die Sitzung.

(2) Uber die einzelnen Gegenstande der Tagesordnung wird in der dort festgelegten Rei-
henfolge beraten und entschieden. Uber Abweichungen beschliel3t der Ausschuss.


blja23
Notiz
Bitte bei nächstem Druck zu streichen. War nur als interner Vermerk gedacht... 
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(3) Den beratenden Mitgliedern des Ausschusses, den Ausschussvorsitzenden sowie
nach Art. 7 Abs. 5 BayKJHG zugezogenen Fachleuten wird in gleicher Weise wie den
stimmberechtigten Mitgliedern das Wort erteilt.

(4) Das vorsitzende Mitglied fuhrt eine Liste der Wortmeldungen und erteilt das Wort in
der Reihenfolge der Meldung.

(5) Auf Wortmeldungen zur Geschéaftsordnung ist das Wort aufder der Reihe sofort zu er-
teilen. Wortmeldungen zur Geschaftsordnung sind nur den stimmberechtigten Mitgliedern
gestattet.

(6) Zu den einzelnen Beratungsgegenstanden der Tagesordnung konnen Sachantrége als
Zusatz- oder Anderungsantrage gestellt werden. Uber Sachantrage ist sofort zu beraten
und abzustimmen.

(7) Geschaftsordnungsantrage konnen als Antrage auf
Schluss der Rednerliste
Schluss der Debatte

o O O 9

)
)
) Nichtbefassung
) ZurlUckverweisung an einen Ausschuss
)

e) Vertagung gestellt werden.

Uber Geschaftsordnungsantrage nach a) - ¢) ist nach Rede und Gegenrede sofort abzu-
stimmen.

(8) Der Antrag auf Schluss der Debatte kann nur von den Mitgliedern, die nicht an der
Aussprache beteiligt waren, gestellt werden. Vor der Abstimmung sollen die noch auf der
Rednerliste stehenden Mitglieder gehort werden.

(9) Das vorsitzende Mitglied, das Antrag stellende und das Bericht erstattende Mitglied
sowie die Leitung der Verwaltung haben das Recht zur SchlussaulRerung. Die Beratung
wird von dem vorsitzenden Mitglied geschlossen.

§ 5 Abstimmungen

(1) Die Beratungen konnen mit BeschlUssen
zur Sache, zum Verfahren und zur Geschaftsordnung abgeschlossen werden.

(2) Stehen mehrere Antrage zur Abstimmung, so wird nach folgender Reihenfolge verfah-
ren:
1. Antrage zur Geschaftsordnung,
2. weitergehende Antrage, die einen grolReren Aufwand erfordern oder eine ein
schneidende Malinahme zum Gegenstand haben,
3. Im Ubrigen zuerst gestellte Antrage.

(3) Uber einen bereits zur Abstimmung gebrachten Antrag kann in derselben Sitzung die
Beratung und Abstimmung nicht nochmals aufgenommen werden.
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8 6 Sitzungsniederschrift

(1) Uber jede Sitzung ist eine Ergebnisniederschrift zu fertigen.

(2) Die Niederschrift muss Tag und Ort der Sitzung, die Namen der anwesenden Mitglie-
der bzw. deren Stellvertretungen, die behandelten Gegenstande, die Beschllisse und die
Abstimmungsergebnisse beinhalten.

(3) Haben Mitglieder einem Beschluss nicht zugestimmt, so konnen sie verlangen, dass
sie namentlich erwahnt werden.

(4) Die Niederschrift ist von dem vorsitzenden Mitglied und von der Schriftfihrerin bzw.
dem Schriftfihrer zu unterzeichnen.

(5) Die Niederschrift ist allen Mitgliedern baldmadglichst nach der jeweiligen Sitzung, spa-
testens mit der Einladung zur nachsten Sitzung zuzusenden. Sie ist bei der nachsten
Sitzung zu genehmigen.

8 7 ad-hoc-Ausschiisse

(1) Der Landesjugendhilfeausschuss richtet zur Vorbereitung von Beschlissen nach Be-
darf ad-hoc-Ausschisse ein, deren Arbeitsauftrag und zeitliche Befristung mit der Einrich-
tung festgelegt wird.

(2) Bei der Zusammensetzung der ad-hoc-Ausschisse konnen auch Personen berlcksich-
tigt werden, die nicht Mitglieder des Landesjugendhilfeausschusses sind.

(3) Die Sitzungen der ad-hoc-Ausschisse sind nicht 6ffentlich.

(4) Uber jede Sitzung ist durch die Verwaltung des Landesjugendamts ein Ergebnisproto-
koll zu fertigen.

(5) Im Ubrigen gilt diese Geschéaftsordnung fir den Geschaftsgang in den ad-hoc-Aus-
schissen sinngemal’.

§ 8 Verwaltungsaufgaben

Die notwendigen Verwaltungsaufgaben fur den Landesjugendhilfeausschuss erledigt die
Verwaltung des Landesjugendamts im Rahmen der verfigbaren Haushaltsmittel.

8 9 Inkrafttreten

Diese Geschaftsordnung tritt mit Beschlussfassung in Kraft.
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